
Vorwürfe gegen ein Dutzend UNRWA-Mitarbeiter 
dienen als Vorwand, der Bevölkerung von Gaza 
dringend benötigte Hilfe vorzuenthalten.

Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-
Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) wurde am 

8. Dezember 1949 als Nebenorgan der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen gegründet und nahm am 1. Mai 
1950 seine Arbeit auf. Es ist eines der größten Programme 
der Vereinten Nationen und war der Hauptlieferant von 
Nahrungsmitteln, Wasser und Notunterkünften für die 
Zivilbevölkerung während der Angriffe der israelischen 
Streitkräfte (IDF) auf Gaza. Nun ist die Fortsetzung der 
Arbeit des UNRWA bedroht, und damit die Existenz der 
palästinensischen Zivilbevölkerung in Gaza. Nach inter-
nationalem Recht ist Israel als Besatzungsmacht für die 
Grundversorgung der Bevölkerung verantwortlich, aber 
seit seiner Gründung hat das UNRWA diese Verantwor-
tung übernommen.

Just an dem Tag, an dem der IGH zusammentrat, um 
Südafrikas Anklage wegen Völkermordes gegen Israel zu 
verhandeln, veröffentlichte die Times of Israel einen Arti-
kel mit der Überschrift „UNRWA entläßt Mitarbeiter, die 
angeblich an dem Angriff vom 7. Oktober beteiligt waren“. 
Darin hieß es: „Israel hat Informationen vorgelegt, die 
zwölf Mitarbeiter der UN-Agentur für Palästina-Flücht-
linge belasten und angeblich auch die Nutzung von Fahr-
zeugen und Einrichtungen der Organisation während des 
Angriffs aufdecken.“ Als Quellen werden die IDF und der 
Geheimdienst Schin Bet genannt, als „Ergebnis von Verhö-
ren von Militanten, die während des Angriffs am 7. Okto-
ber verhaftet wurden“.

Das UNRWA reagierte auf die Vorwürfe mit der Entlas-
sung von neun mutmaßlich beteiligten Mitarbeitern, wei-
tere angeblich Beteiligte sind bereits tot oder wurden noch 
nicht identifiziert.

Die USA und Kanada nahmen dies zum Anlaß, ihre Fi-
nanzierung des Hilfswerks sofort einzustellen, Deutsch-
land, das Vereinigte Königreich, Australien, Italien, die 
Niederlande, die Schweiz und Finnland folgten dem Bei-
spiel umgehend. Diese Länder hatten zusammen 2022 fast 
60 Prozent des UNRWA-Haushalts finanziert. Inzwischen 
haben 14 Länder und die EU die Finanzierung des UNRWA 
ausgesetzt oder angekündigt, die Finanzierungspläne zu 
überprüfen.

Zwei Dinge sind hier hervorzuheben. Erstens wurden 
keine Beweise für die Vorwürfe veröffentlicht, sie sollen an-

geblich der US-Regierung vorgelegt worden sein, wurden 
aber offenbar von niemandem sonst gesehen – auch nicht 
von den Vereinten Nationen selbst. Es könnte sich also um 
die jüngste israelische „Hasbara“ handeln. („Hasbara“ ist 
eine typisch israelische Propagandamethode, um die Welt-
öffentlichkeit von Angriffen auf Zivilisten abzulenken und 
die Schuld für eine große Zahl ziviler Todesopfer auf die 
Hamas, die UNO, Südafrika usw. zu schieben.) Ähnliche 
Skandalgeschichten – wie die von den 40 enthaupteten Ba-
bys – sind, nachdem sie ihren Zweck erfüllten, in Verges-
senheit geraten, da sie frei erfunden waren. Der Zeitpunkt 
ist auf jeden Fall verdächtig, und die anglophile Presse hat 
sich eifrig auf diese Geschichte gestürzt und gleichzeitig 
die Entscheidung des IGH heruntergespielt.

Zweitens, wenn es tatsächlich die Absicht des Likud-
Regimes ist, die Angriffe vom 7. Oktober als Vorwand für 
eine ethnische Säuberung zu nutzen, wird ein solcher Plan 
dadurch gefördert. Es wird berichtet, dass das Hilfswerk 
bei einer Einstellung der Finanzierung nicht in der Lage 
sein wird, die Hilfslieferungen bis Ende Februar fortzuset-
zen. Die Sterberate wird steigen, wenn das UNRWA wegen 
der Mittelkürzungen den weit über eine Million Vertriebe-
nen in Gaza keine Lebensmittel, Medikamente und andere 
Nothilfe liefern kann. Auf diese Weise werden unbeteiligte 
Zivilisten ohne Prozess zum Tod verurteilt – allein auf der 
Grundlage unbewiesener und fragwürdiger Behauptungen 
der israelischen Regierung.

Ohne UNRWA-Finanzierung „ist eine 
Hungersnot unvermeidlich“

UN-Generalsekretär António Guterres sagte am 28. Janu-
ar als Reaktion auf die Anschuldigungen, jeder UN-Mitar-
beiter, der in Terrorakte verwickelt ist, werde zur Rechen-
schaft gezogen, und die Vereinten Nationen seien „bereit, 
mit einer zuständigen Behörde zusammenzuarbeiten, die 
in der Lage ist, die Personen im Einklang mit den norma-
len Verfahren des Sekretariats für eine solche Zusammen-
arbeit zu verfolgen“.

Dennoch sollten „die Zehntausende von Männern und 
Frauen, die für das UNRWA arbeiten – viele von ihnen 
in einigen der gefährlichsten Situationen für humanitäre 
Helfer –, nicht bestraft werden. Die dringenden Bedürfnis-
se der verzweifelten Menschen, denen sie dienen, müssen 
erfüllt werden“, sagte Guterres. Der Generalsekretär rief 
die Staaten auf, ihre Haltung angesichts der humanitären 
Krise zu überdenken.
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Der Generalkommissar des UNRWA, Philippe Lazzarini, 
sagte in einer Erklärung am 27. Januar: „Es wäre äußerst 
unverantwortlich, ein Hilfswerk und eine ganze Gemein-
schaft, der es dient, aufgrund von Anschuldigungen krimi-
neller Handlungen gegen einzelne Personen zu sanktionie-
ren, vor allem in Zeiten von Krieg, Vertreibung und politi-
schen Krisen in der Region.“ Lazzarini schrieb später auf 
X: „Die Palästinenser in Gaza brauchten diese zusätzliche 
kollektive Bestrafung nicht. Das beschmutzt uns alle.“

Noch deutlicher äußerte sich Michael Fakhri, UN-Son-
derberichterstatter für das Recht auf Nahrung. Fakhri 
postete am 27. Januar auf X: „Das ist eine kollektive Be-
strafung von mehr als 2,2 Millionen Palästinensern. Eine 
Hungersnot stand unmittelbar bevor. Eine Hungersnot ist 
jetzt unvermeidlich.“

Veröffentlicht am 8.2. auf www.solidaritaet.com

Ich interessiere mich für die Kampagne der BüSo. Bitte kontaktieren Sie mich:

Vorname, Name	 .............................................................................................................

Anschrift (Straße, PLZ, Ort)	 .........................................................................................

Telefon/ E-Mail	 .............................................................................................................

Datum/Ort	 .......................................................................................................................

Unterschrift	.......................................................................................................................

Die Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden.

Die Daten werden den datenschutzrechtlichen Bestimmungen entsprechend vertraulich behandelt und 
nicht an Dritte weitergereicht.

Senden Sie Ihre Kontaktdaten an: BüSo Bundesgeschäftsstelle, Postfach 424152, 12083 
Berlin oder per E-Mail an info@bueso.de / Tel. 030 8023405

Herausgegeben von BüSo LV Hessen, Postfach 140105, 65208 Wiesbaden - V.f.d.I.: Alexander Hartmann, c/o BüSo. Eigendruck im Selbstverlag, 
Februar 2024

Bundesg.-Stelle: 	 030 - 802  34 05 
Baden-Wrtbg.: 	 0711 - 7194 33 87
NRW: 		  0152 02 44 29 89 
Niedersachsen: 	 0176  632  91 447
Bayern: 		 089 - 725  40 11 

Hessen: 	 0611-716 97 44
Sachsen: 	 0351 - 427 81 40
Berlin: 		  030 - 802  34 05

www.bueso.de
Bürgerrechtsbewegung
Solidarität

Deshalb fordern wir im Namen der Menschlichkeit:

•	 Das Morden in Gaza muss beendet werden. Für 
einen sofortigen Waffenstillstand!

•	 Deutschland muss das UNRWA weiter 
finanzieren!

•	 Alle humanitären Hilfslieferungen müssen die 
palästinensischen Bevölkerung ungehindert 
erreichen!


